Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 3891 


25. 07. 75 


Sachgebiet 94 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten von Hassel, Sick, Dr. Narjes, Eigen, Dreyer, Kunz (Berlin), Bremer, 
Frau Tübler und Genossen 


betr. Bau eines Kanaltunnels unter dem Nord-Ostseekanal im Raum Brunsbüttel 


Die vom Bund und vom Land Schleswig-Holstein angestrebte 
Strukturverbesserung im Gebiet der Westküste Schleswig-Hol- 
steins, insbesondere auch durch die Industrieansiedlung im 
Raum Brunsbüttel, wird entscheidend bestimmt durch die end- 
liche Bereitstellung einer leistungsfähigen Kanalquerung im 
unmittelbaren Bereich der Stadt Brunsbüttel. 

Die Bundesregierung hat auch in ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage vom 9. Oktober 1974, Drucksache 7/2603, diese Ziel- 
setzung grundsätzlich anerkannt und diese Entscheidung außer- 
dem durch Festlegung der Linienführung erneut bestätigt. Die 
Antwort der Bundesregierung und die Entwicklung bis heute 
lassen jedoch nicht erkennen, wann konkret mit der Fertig- 
stellung des geplanten Kanaltunnels gerechnet werden kann. 
Da die Industrieansiedlung in Brunsbüttel zügig voranschreitet, 
ist mit Produktionsaufnahme 1976 zu rechnen. Eine schnelle 
Entscheidung ist daher schon aus diesen Gründen dringend 
erforderlich. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Stimmt die Bundesregierung mit uns überein, daß eine feste 
Kanalquerung seit Jahren unausweichlich geworden und 
außerdem geeignet ist, die im Bundesraumordnungsplan 
erklärten Ziele der Schaffung vergleichbarer Lebensbedin- 
gungen auch in strukturschwachen Gebieten für den Raum 
der Westküste des Landes Schleswig-Holstein zu erreichen, 
und wird sie die erforderlichen Maßnahmen auch unter 
diesem Gesichtspunkt werten? 

2. Aus welchen Gründen ist der seit langem vom Bundesver- 
kehrsminister entschiedene Bau eines Tunnels bis heute 
nicht begonnen, obwohl über die Linienführung zwischen 
den Beteiligten längst Einverständnis erreicht ist? 

3. Trifft es zu, daß die seinerzeit von Bundesverkehrsminister 
Dr. Lauritzen getroffene Entscheidung für den Bau eines 
Tunnels neuerdings im Hause des Bundesverkehrsministers 
in Frage gestellt sein soll gegenüber dem Projekt einer 
Hochbrücke? 
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4. Wenn dies zutrifft, womit wird diese Entscheidung be- 
gründet? 

5. Sollte diese Absicht bestehen, wie sieht alsdann die Zeit- 
planung aus, die sicherstellen muß, daß weitere Zeit nicht 
mehr durch Umplanung, neue technische Untersuchungen 
usw. verstreichen und sich der Baubeginn erneut verzögern 
würde? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Bereitstellung eines 
festen Kanalüberganges die Verhältnisse dadurch zu ver- 
bessern, das unverzüglich die Verbindung Ostermoor da- 
durch verbessert wird, daß 100-t-Fähren andernorts ab- 
gezogen werden, um sie statt der 45-t-Fähren an diesem 
Kanalübergang einzusetzen? 

7. Ist die Bundesregierung schließlich bereit, den Bau dieser 
Kanalquerung in ein Konjunkturprogramm aufzunehmen, 
über das z. Z. diskutiert wird und das die Förderung der 
Bauwirtschaft zum Ziel hat? Zur Bauwirtschaft gehört un- 
zweifelhaft auch der Tiefbau, der genauso unzweifelhaft 
auch der Förderung bedarf. 
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